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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Aktualisiertes Schreiben zu den GoBD 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. März 2024 ein 
aktualisiertes Schreiben zu den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) veröffentlicht. 

Die Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von 
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie 
zum Datenzugriff (GoBD) wurden aufgrund verschiedener gesetzlicher 
Änderungen angepasst. 

Insbesondere aufgrund des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2021/514 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU 
über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung 
und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts ergibt sich an verschiedenen 
Stellen Änderungsbedarf bei den GoBD.  

Anwendung 

Das Schreiben ersetzt das Schreiben vom 28. November 2019. 
Soweit folgende Formate nicht mehr aufgenommen wurden, werden diese 
für Besteuerungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2024 beginnen, nicht 
mehr unterstützt: 

• EBCDIC feste Länge (zzgl. Information für Struktur und Datenelemente etc. 
in maschinell auswertbarer Form) 
• EBCDIC Dateien mit variabler Länge (zzgl. Information für Struktur 
und Datenelemente etc. in maschinell auswertbarer Form) 
• Lotus 123 (zzgl. Informationen für Struktur und Datenelemente etc. in maschinell 
auswertbarer Form) 
• ASCII-Druckdateien (zzgl. Info für Struktur und Datenelemente etc. in maschinell 
auswertbarer Form) 
• Konvertieren von AS/400 Datensatzbeschreibungen 
(FDF-Dateien erstellt von PC Support/400) in RDE-
Datensatzbeschreibungen (zzgl. Informationen für Struktur und Datenelemente 
etc. in maschinell auswertbarer Form) 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 11. März 2024, IV D 2 - S 0316/21/10001 :002.   

https://ao.bundesfinanzministerium.de/ao/2023/Anhaenge/BMF-Schreiben-und-gleichlautende-Laendererlasse/Anhang-64/inhalt.html
https://ao.bundesfinanzministerium.de/ao/2023/Anhaenge/BMF-Schreiben-und-gleichlautende-Laendererlasse/Anhang-64/inhalt.html
https://ao.bundesfinanzministerium.de/ao/2023/Anhaenge/BMF-Schreiben-und-gleichlautende-Laendererlasse/Anhang-64/inhalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/AO-Anwendungserlass/2024-03-11-aenderung-gobd.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 28. März 2024 

 
 
Die Regelung des § 5 Abs. 3 des Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetzes ist verfassungsgemäß. 
Insbesondere verstößt der automatische Finanzkonten-
Informationsaustausch nicht gegen das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der hiervon betroffenen Steuerpflichtigen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kapitalbeteiligung des Kommanditisten an der Komplementär-
GmbH ist eine funktional wesentliche Betriebsgrundlage seines 
Mitunternehmeranteils, wenn erst diese Kapitalbeteiligung den 
Kommanditisten in die Lage versetzt, über Fragen der laufenden 
Geschäftsführung der KG zu bestimmen. Der Einbringende kann 
auch dann im Sinne von § 24 Abs. 1 des 
Umwandlungssteuergesetzes Mitunternehmer der Gesellschaft 
werden, wenn er im Zeitpunkt der Einbringung bereits zu 100 % 
am Vermögen, Gewinn und Verlust sowie an den Stimmrechten 
der übernehmenden Personengesellschaft beteiligt ist. Es reicht 
aus, wenn sich seine maßgeblichen Gesellschaftsrechte absolut 
erhöhen. 
Zum Urteil 
 
 
Zuführungsbeträge zu Pensionsrückstellungen für die Anteilseigner 
einer Kapitalgesellschaft, die im Zuge eines Formwechsels auf 
eine Mitunternehmerschaft übergehen, sind für die 
zusageberechtigten Mitunternehmer weder zum steuerlichen 
Übertragungsstichtag noch danach anteilig in Sondervergütungen 
umzuqualifizieren. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil IX R 36/21: 
Automatischer 
Finanzkonten-
Informationsaustausch 
verstößt nicht gegen 
Grundrechte 
 
 
 
 
 
23. Januar 2024 
 

Urteil IV R 9/20: 
Beteiligung des 
Kommanditisten an 
Komplementär-GmbH 
als funktional 
(un)wesentliche 
Betriebsgrundlage 
seines 
Mitunternehmeranteils 
 
 
1. Februar 2024 
 

 

 
Urteil VIII R 17/20: 
Keine Korrektur der 
von einer Kapital- auf 
eine Personen-
gesellschaft 
übergehenden 
Pensionsrückstellung
en durch den Ansatz 
von Sonder-
vergütungen 
 
12. Dezember 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410049/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410046/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 2/21: Vorliegen der Antragsvoraussetzungen bei der Option 
zum Teileinkünfteverfahren 
12. Dezember 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 22/23 (XI R 2/20): Differenzbesteuerung für Kunstgegenstände; 
innergemeinschaftlicher Erwerb der Kunstgegenstände; Berechnung der 
Marge; kein Abzug der Umsatzsteuer auf den innergemeinschaftlichen 
Erwerb 
22. November 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil XI R 21/23 (XI R 30/19): Vorsteuerabzug bei Kureinrichtungen 
18. Oktober 2023 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Einbringungsbedingter Übergang des Gewerbeverlustes von einer 
Kapitalgesellschaft auf eine Personengesellschaft 
Bringt eine Kapitalgesellschaft ihren gesamten Betrieb nach § 24 des 
Umwandlungssteuergesetzes in eine GmbH & Co. KG ein und beschränkt sich 
ihre Tätigkeit fortan auf die Verwaltung der Mitunternehmerstellung an der 
aufnehmenden Gesellschaft sowie das Halten der Beteiligung an der 
Komplementär-GmbH, steht § 2 Abs. 2 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes 
(GewStG) der Annahme von Unternehmensidentität im Sinne des § 10a GewStG 
auf der Ebene der übernehmenden Personengesellschaft nicht entgegen. Dies 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
Nach § 10a Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) wird der maßgebende 
Gewerbeertrag bis zu einem Betrag in Höhe von 1 Mio. € um die Fehlbeträge 
gekürzt, die sich bei der Ermittlung des maßgebenden Gewerbeertrags für die 
vorangegangenen Erhebungszeiträume nach den Vorschriften der §§ 7 bis 10 
GewStG ergeben haben, soweit die Fehlbeträge nicht bei der Ermittlung des 
Gewerbeertrags für die vorangegangenen Erhebungszeiträume berücksichtigt 
worden sind. Der 1 Mio. € übersteigende maßgebende Gewerbeertrag ist nach § 
10a Satz 2 GewStG bis zu 60 % um nicht berücksichtigte Fehlbeträge der 
vorangegangenen Erhebungszeiträume zu kürzen. Die Höhe der vortragsfähigen 
Fehlbeträge ist gesondert festzustellen (§ 10a Satz 6 GewStG). 
Die Geltendmachung eines Gewerbeverlustes setzt nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung sowohl Unternehmensidentität als auch Unternehmeridentität 
voraus (vgl. zum Ganzen BFH-Urteil vom 17.01.2019, III R 35/17, BStBl II 2019, 
407, Rz 18 ff.). 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410047/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410052/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410051/
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Sachverhalt 
Streitig ist, ob der für eine Kapitalgesellschaft festgestellte Gewerbeverlust im Fall 
der Einbringung ihres Betriebs in eine Personengesellschaft auf diese übergeht. 
Bei der Klägerin handelt es sich um eine GmbH & Co. KG, die ihren Sitz zunächst 
in A hatte, der im Jahr 2014 nach B verlegt wurde. Gesellschafter der Klägerin 
sind die im US-Bundesstaat Delaware gegründete und ansässige G Limited 
Liability Company (LLC) -G- als alleinige Kommanditistin sowie die G-GmbH als 
Komplementärin, die nicht am Gewinn und Verlust der Klägerin beteiligt ist. 
Alleingesellschafterin der Komplementärin ist ebenfalls die G. 
Mit Einbringungsvertrag vom Oktober 2011 brachte die G ihre im Handelsregister 
eingetragene Betriebsstätte mit Sitz in B in die Klägerin ein. Ausweislich des 
Vertrags übertrug die G dabei das gesamte Aktiv- und Passivvermögen der 
Betriebsstätte einschließlich der immateriellen und nicht bilanzierten 
Vermögensgegenstände (zum Beispiel Kundenstamm, Geschäfts- und 
Firmenwert, gewerbliche Schutzrechte) auf die Klägerin, die zugleich in alle 
bestehenden Dauerschuldverhältnisse, Arbeitsverhältnisse und sonstigen 
Vertragsverhältnisse der Betriebsstätte eintrat. 
Nach der Einbringung führte die Klägerin den Betrieb der eingetragenen 
deutschen Betriebsstätte der G vollumfänglich fort, das heißt, Verträge und 
Kundenbeziehungen sowie die Geschäftstätigkeit wurden übernommen und 
nahtlos fortgesetzt. Die eingetragene Betriebsstätte der G wurde gelöscht. Neben 
der Mitunternehmerstellung als Kommanditistin der Klägerin sowie dem Halten 
der Anteile an der Komplementärin entfaltete die G keine weiteren operativen 
gewerblichen Aktivitäten mehr in der Bundesrepublik Deutschland. 
Das Finanzamt B hatte für die eingetragene deutsche Betriebsstätte der G einen 
vortragsfähigen Gewerbeverlust nach § 10a GewStG in Höhe von 1.481.837 € 
festgestellt. Aufgrund eines Gewinns der G im Jahr 2011 in Höhe von 2.843 € 
wurde der vortragsfähige Gewerbeverlust auf den 31.12.2011 mit 
Feststellungsbescheid des Finanzamts A vom 29.01.2014 mit 1.478.994 € 
festgestellt. Im Jahr 2012 ergab sich für die G ein Verlust in Höhe von 8.107 €, 
sodass sich der zum 31.12.2012 festzustellende vortragsfähige Gewerbeverlust 
der G mit Feststellungsbescheid des Finanzamts A vom 20.02.2014 auf 
1.487.101 € erhöhte. Für die Jahre 2013 bis 2018 ergingen 
Gewerbesteuermessbescheide jeweils ausgehend von einem Gewinn in Höhe 
von 0 €, sodass für die Folgejahre jeweils der identische vortragsfähige 
Gewerbeverlust festgestellt wurde. 
Nach Einbringung der Betriebsstätte der G und ihrer Fortführung durch die 
Klägerin beantragte diese im Rahmen ihrer Gewerbesteuererklärungen für die 
Erhebungszeiträume ab 2011 die Nutzung beziehungsweise Fortführung des 
entstandenen Gewerbeverlustes. Mit Gewerbesteuermessbescheid für 2011 vom 
16.04.2014, erlassen vom seinerzeit für die Klägerin zuständigen Finanzamt A, 
wurde der von der Klägerin beantragte Verlust sowohl im Rahmen der Ermittlung 
des Gewerbesteuermessbetrags als auch im Rahmen der Feststellung des 
vortragsfähigen Gewerbeverlustes auf den 31.12.2011 unberücksichtigt gelassen, 
da keine Unternehmensidentität bestehe. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
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Das Finanzgericht ist zu Recht davon ausgegangen, dass der für die G auf den 
31.12.2010 festgestellte vortragsfähige Gewerbeverlust aufgrund von 
Unternehmensidentität mit dem im Erhebungszeitraum 2011 von der Klägerin 
erzielten Gewerbeertrag verrechnet werden kann. Die erforderliche 
Unternehmeridentität ist ebenfalls zu bejahen. 
Da es sich bei der Klägerin um eine Personengesellschaft handelt, ist das 
Merkmal der Unternehmensidentität im Ausgangspunkt nach den für 
Personengesellschaften geltenden (allgemeinen) Rechtsgrundsätzen zu 
beurteilen. 
Nach allgemeinen Grundsätzen ist Unternehmensidentität in Fällen wie dem 
vorliegenden zu bejahen. Ob die Betätigung unverändert geblieben ist, muss 
nach dem Gesamtbild der Tätigkeit unter Berücksichtigung ihrer wesentlichen 
Merkmale beurteilt werden, wie insbesondere der Art der Betätigung, des 
Kunden- und Lieferantenkreises, der Arbeitnehmerschaft, der Geschäftsleitung, 
der Betriebsstätten sowie der Zusammensetzung des Aktivvermögens. Unter 
Berücksichtigung dieser Merkmale muss ein wirtschaftlicher, organisatorischer 
und finanzieller Zusammenhang zwischen den Betätigungen bestehen (z.B. BFH-
Urteil vom 11.10.2012, IV R 38/09, BStBl II 2013, 958, Rz 24). Einen solchen 
Zusammenhang hat die Vorinstanz vorliegend in revisionsrechtlich nicht zu 
beanstandender Weise bejaht. 
Der Nutzung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes durch die 
Mitunternehmerschaft steht nicht entgegen, dass der Verlust in der Person einer 
(fortbestehenden) Kapitalgesellschaft entstanden ist, für die § 2 Abs. 2 Satz 1 
GewStG gilt. 
Überträgt die Kapitalgesellschaft ihren gesamten Betrieb auf eine 
Personengesellschaft, unterhält sie nach der Einbringung gewerbesteuerrechtlich 
keinen (identischen) Gewerbebetrieb im Sinne des Merkmals der 
Unternehmensidentität mehr. Ihre zivilrechtliche Existenz reicht dafür nicht aus. 
Im Fall einer solchen "Totalausgliederung" tritt die (rechtliche) 
Gewerblichkeitsfiktion des § 2 Abs. 2 Satz 1 GewStG hinter die tatsächliche 
identitätswahrende Fortführung des Unternehmens durch die 
Mitunternehmerschaft zurück. Führt die Übernehmerin das "gleiche 
Unternehmen" fort, steht ihr der Abzug des Gewerbeverlustes zu. 
Dem steht nicht entgegen, dass die Kapitalgesellschaft im Zuge der Einbringung 
des Betriebs Mitunternehmeranteile erwirbt. Hierin liegt --mit Blick auf das 
Merkmal der Unternehmensidentität-- keine relevante Tätigkeit. Der Betrieb der 
Kapitalgesellschaft ist nach der Einbringung nur noch eine "leere Hülle". 
§ 9 Nr. 2 GewStG liegt die Wertung zugrunde, dass Gewerbeerträge -dem 
Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer folgend- allein im Gewerbebetrieb der 
Mitunternehmerschaft der Gewerbesteuer unterworfen werden sollen, nicht beim 
Mitunternehmer. 
Nur diese Sichtweise wird dem Objektsteuercharakter der Gewerbesteuer (vgl. 
BVerfG-Beschluss vom 15.01.2008, 1 BvL 2/04, BVerfGE 120, 1, Rz 5) gerecht, 
auf dem auch das Merkmal der Unternehmensidentität gründet. Dieser gebietet 
es, auf die tatsächliche Fortführung der gewerblichen Betätigung abzustellen, 
nicht auf eine rechtstechnische Fiktion. 
Der Umstand, dass die G eine Beteiligung an der Komplementär-GmbH hält, führt 
zu keinem anderen Ergebnis. Die Beteiligung stellt sogenanntes 
Sonderbetriebsvermögen II der G bei der Klägerin dar und gehört damit -auch 
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gewerbesteuerrechtlich- nicht zum Betriebsvermögen der G (vgl. nur BFH-Urteil 
vom 16.04.2015, IV R 1/12, BStBl II 2015, 705, m.w.N.). Sie begründet keine 
relevante Tätigkeit der G. 
Entsprechendes gilt für die Tatsache, dass es sich bei der G um eine 
ausländische Kapitalgesellschaft handelt, die gegebenenfalls Betriebsstätten im 
Ausland unterhält. Das Finanzgericht ist zu Recht davon ausgegangen, dass 
einer derartigen Betätigung mangels inländischer Betriebsstätte 
gewerbesteuerrechtlich keine unmittelbare Bedeutung zukommt (§ 2 Abs. 1 Satz 
1 und 3 GewStG). 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 1. Februar 2024 (IV R 26/21), veröffentlicht am 21. März 2024. 
 
Erweiterte Kürzung bei Betriebsverpachtung 
Eine Betriebsverpachtung ist nicht kürzungsschädlich, wenn die wesentlichen, 
dem Betrieb das Gepräge gebenden Betriebsgegenstände vermietet werden und 
es sich hierbei ausschließlich um eigenen (bebauten) Grundbesitz handelt. Dies 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob bei der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrags für das Jahr 
2014 (Streitjahr) ein Kürzungsbetrag nach § 9 Nr. 1 Satz 2 des 
Gewerbesteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (GewStG) zu 
berücksichtigen ist. 
Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG, die Grundbesitz zum Betrieb eines 
Autohauses mit Reparaturwerkstatt und Waschanlage vermietete, was vom 
Finanzamt als Betriebsverpachtung im Ganzen beurteilt und aus diesem Grund 
die erweiterte Kürzung gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG versagt wurde. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte keinen Erfolg. Es legte den 
Gewerbemietvertrag dahin aus, dass die Klägerin nicht nur Grundbesitz, sondern 
mit der Waschanlage kürzungsschädlich auch mindestens eine 
Betriebsvorrichtung vermietet habe. Die erweiterte Kürzung sei auch deshalb zu 
versagen, weil die Klägerin den Grundbesitz im Rahmen einer gewerblichen 
Betriebsverpachtung überlassen habe. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision teilweise stattgegeben, die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Eine gewerblich geprägte Personengesellschaft, die eine originär gewerbliche 
Tätigkeit in Gestalt einer -eine Betriebsverpachtung 
überlagernden- Betriebsaufspaltung ausübt, unterliegt mit dem Ende der 
Betriebsaufspaltung als gewerblich geprägte Personengesellschaft weiterhin der 
Gewerbesteuer. 
Ein im Grundbuch eingetragenes Sondernutzungsrecht ist zwar kein Grundbesitz, 
es ist jedoch für Zwecke des § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes dem 
Grundbesitz des entsprechenden Wohnungs- oder Teileigentümers zuzuordnen, 
dessen Inhalt es bestimmt. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410038/
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ZUM SEMINAR 

Die Mitvermietung von Wohnungs- beziehungsweise Gebäudebestandteilen, die 
durch Teilungserklärung oder Gesetz dem gemeinschaftlichen Eigentum 
zugeordnet sind (zum Beispiel Fenster nebst Rahmen), stellt sich als zwingend 
notwendiger Teil der wirtschaftlich sinnvoll gestalteten Überlassung eigenen 
Grundbesitzes dar und ist nicht kürzungsschädlich. 
Eine Betriebsverpachtung ist nicht kürzungsschädlich, wenn die wesentlichen, 
dem Betrieb das Gepräge gebenden Betriebsgegenstände vermietet werden und 
es sich hierbei ausschließlich um eigenen (bebauten) Grundbesitz handelt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 19. Dezember 2023 (IV R 5/21), veröffentlicht am 21. März 2024. 
 

Business Meldungen 
 
Absolut, nicht relativ! – BayObLG entscheidet zur Zinsanpassung bei 
Prämiensparverträgen gegen den BGH: Absoluter Zinsabstand ist 
interessengerecht 
  
Das Bayerische Oberste Landesgericht („BayObLG") hat mit Urteil vom 28. 
Februar 2024 in einem Musterfeststellungsklageverfahren gegen die Sparkasse 
Nürnberg (Az. 101 MK 1/20) über die Kündigung und nachträgliche 
Zinsanpassung verschiedener Prämiensparmodelle entschieden. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zur Umsatzsteuer 2024 
Webcast, 22.4. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/azu
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410037/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242493/absolut-nicht-relativ-bayoblg-entscheidet-zur-zinsanpassung-bei-praemiensparvertraegen-gegen-den-bgh-absoluter-zinsabstand-ist-interessengerecht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
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separate entity. 
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